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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

28.10.2024 

Geschäftszahl 

Ra 2022/13/0101 

Rechtssatz 

Der EuGH hat in seinem Urteil vom 17.11.2022, C-238/21, festgestellt, dass in bestimmten Fällen ein 
Stoff oder Gegenstand, der bei einem nicht hauptsächlich zu seiner Gewinnung bestimmten Abbau- oder 
Herstellungsverfahren entsteht, keinen Rückstand, sondern ein Nebenerzeugnis darstellen kann, dessen 
sich der Besitzer nicht im Sinne von Art. 3 Nr. 1 der Richtlinie 2008/98 "entledigen" will, sondern das er 
unter für ihn vorteilhaften Umständen in einem späteren Vorgang - einschließlich gegebenenfalls für 
Zwecke anderer Wirtschaftsteilnehmer als des Erzeugers des fraglichen Gegenstands - nutzen oder 
vermarkten möchte, sofern diese Wiederverwendung nicht nur möglich, sondern ohne vorherige 
Verarbeitung in Fortsetzung des Gewinnungsverfahrens gewiss ist. Angesichts des Erfordernisses, den 
Begriff "Abfall" weit auszulegen, gilt dies jedoch nur für Sachverhalte, in denen die Wiederverwendung 
des fraglichen Stoffes oder Gegenstands nicht nur möglich, sondern gewiss ist, ohne dass es dafür 
erforderlich wäre, zuvor auf eines der Verwertungsverfahren für Abfälle gemäß Anhang II der Richtlinie 
2008/98 zurückzugreifen (vgl. Rn 40 f). 
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